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OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
NATO North Atlantic Treaty Organization

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CDF Contrôle fédéral des finances
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
UE Union européenne
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Ständerat nahm sich die Rahmenvereinbarung mit Frankreich über die Nutzung
des Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» und den dazugehörigen
Verpflichtungskredit in der Frühjahrssession 2021 vor. Olivier Français (fdp, VD) setzte
sich im Namen der SiK-SR ausdrücklich für die Annahme der Rahmenvereinbarung ein.
Die Schweiz nutze zurzeit ausschliesslich Satellitenbilder von kommerziellen Anbietern,
was Nachteile hinsichtlich Datenintegrität, Kosten und Datenverfügbarkeit mit sich
bringe. Die EFK habe dem Projekt zwar ein schlechtes Kosten-Nutzen-Verhältnis
bescheinigt, die Vorteile, welche die Schweiz aus der Teilnahme ziehen könnte, würden
diese Einschätzung der EFK jedoch widerlegen, so Français. Die Kommission zeigte sich
darüber hinaus erstaunt, dass die EFK technische Aspekte sowie die Sinnhaftigkeit des
Projektes in Frage stelle, obwohl dies nicht in ihrem Kompetenzbereich liege. Auch die
anwesende Bundesrätin Viola Amherd plädierte für die Annahme der Vereinbarung. Sie
sehe die grössten Vorteile in der Vertraulichkeit des Datenaustauschs, in der
Datenintegrität und in der Datenverfügbarkeit. Frankreich sei bereits ein wichtiger
sicherheitspolitischer Kooperationspartner, diese Zusammenarbeit könne man mit der
CSO-Beteiligung vertiefen. 
Der Ständerat zeigte sich von der Vorlage genauso überzeugt wie seine Kommission und
nahm sie einstimmig an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2021
AMANDO AMMANN

Im Vorfeld der Nationalratsdebatte zur Rahmenvereinbarung mit Frankreich über die
Nutzung des Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» (CSO) und zum
dazugehörigen Verpflichtungskredit hatte sich die SIK-NR eingängig mit der Kritik der
EFK auseinandergesetzt. Diese hatte die fehlende finanzielle Transparenz, die
mangelhafte Einbindung in die allgemeine Raumfahrtstrategie des Bundesrats, das
schlechte Kosten-Nutzen-Verhältnis und die fehlende Prüfung von Alternativen
bemängelt. Im Mai 2021 hatte die Kommission daher noch entschieden, die Beratung
der Vorlage zu sistieren, um weitere Abklärungen vornehmen zu können. Ende August
kam eine Kommissionsmehrheit nun zum Schluss, dass der Zugang zu hochwertigen
Satellitenbildern die Kosten rechtfertige, eine technische Alternative nicht existiere
und das Projekt zudem die Kooperation zwischen der Schweiz und den europäischen
Partnerstaaten stärke. Eine Kommissionsminderheit Fivaz (gp, NE) hingegen beantragte
in der Herbstsession 2021, nicht auf das Geschäft einzutreten. Fivaz führte an, dass die
Beteiligung an einem «ausländischen Militärprojekt» nicht mit der Neutralitätspolitik
der Schweiz vereinbar sei. Er vermutete, dass das Satellitensystem vornehmlich für
militärische Zwecke genutzt werden würde. Ausserdem kritisierte er, dass der
Bundesrat über keine Weltraumstrategie verfüge und bei dem Projekt ein Missverhältnis
zwischen Kosten und Nutzen festzustellen sei. Seine Parteikollegin Marionna Schlatter
(gp, ZH) stellte die Frage, weshalb man bei Anbietern wie Airbus keine Offerte für die
Bilder der Pléiades-Neo-Satelliten eingeholt habe, obwohl diese die gleiche Auflösung
wie das CSO böten und ab November 2021 kommerziell verfügbar seien.
Kommissionssprecher Hurter (svp, SH) verteidigte das Projekt gegen den Vorwurf der
hohen Kosten und beteuerte, dass man durch eine Beteiligung nicht nur eine bessere
Bildqualität erhalte, sondern sich auch die Datensicherheit und der Zugang zum
Bildmaterial verbessere. Darüber hinaus gab er zu bedenken, dass man derartiges
Bildmaterial auch bei Naturkatastrophen oder der humanitären Hilfe verwenden könne.
François Pointet (glp, VD) merkte im Namen der GLP-Fraktion an, dass die Anhörung der
EFK zwar nützlich und lehrreich gewesen sei, die Kritik der EFK aber technische Aspekte
betreffe und daher weit über ihren eigentlichen Aufgabenbereich hinausgehe. Die
anwesende Bundesrätin Viola Amherd hob hervor, dass Informationen aus
Satellitenbeobachtungen für eine eigenständige sicherheitspolitische Beurteilung
wichtig seien, vor allem weil die Schweiz weder Teil der NATO, noch der EU sei. In der
Vergangenheit habe man Satellitenbilder beispielsweise für die diplomatische Tätigkeit
der OSZE im Ukraine-Konflikt oder für die Schweizer Armee im Kosovo benötigt. Dabei
würden die kommerziellen Produkte die Anforderungen hinsichtlich Vertraulichkeit und
Verfügbarkeiten nicht erfüllen. Zudem habe das EDA konstatiert, dass die Kooperation
mit der Neutralitätspolitik vereinbar sei und jederzeit unterbrochen und
wiederaufgenommen werden könne. 
Der Nationalrat trat mit 138 zu 40 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) auf das Geschäft ein
und nahm den Bundesbeschluss mit 146 zu 36 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Nur die
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Fraktion der Grünen und einige Mitglieder der SP hielten an ihrer Kritik fest und
stimmten dagegen. 2

1) AB SR, 2021, S. 257ff.
2) AB NR, 2021, S. 1748 ff.; Medienmitteilung SIK-NR vom 21.5.21; Medienmitteilung SIK-NR vom 24.8.21
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